Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Bundesregierung betr. zusätzlicher 
zur Förderung der Konjunktur (§ 6 Abs. 2 StWG) 

— Drucksache 7/2978 — 


A. Problem 

Ziel der wirtschafts- und finanzpolitischen Bemühungen der 
Bundesregierung ist es, einer eingetretenen Abschwächung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung entgegenzutreten und im 
Verlauf des Jahres 1975 einen allmählichen und fundierten Auf- 
schwung der Binnennachfrage ohne neue inflatorische Impulse 
zu erreichen. 

B. Lösung 

Die Bundesregierung hat deshalb Maßnahmen beschlossen, die 
— entsprechend der zentralen Bedeutung der Investitionen für 
eine nachhaltige Belebung der Wirtschaftstätigkeit — eine Ver- 
stärkung der privaten und öffentlichen Investitionen herbeifüh- 
ren. Dabei sollen die privaten Investitionen durch die zeitlich 
begrenzte Gewährung einer Investitionszulage angeregt wer- 
den. Gleichzeitig soll durch Bundesausgaben zusätzliche Nach- 
frage geschaffen und die Situation auf dem Arbeitsmarkt ent- 
lastet werden. 

C. Alternativen 

keine 

D. Vorschlag 

Der Deutsche Bundestag stimmt dem Antrag der Bundesregie- 
rung auf zusätzliche Bundesausgaben zur Förderung der Kon- 
junktur zu. Diese zusätzlichen Bundesausgaben haben ein Vo- 
lumen von 1 730 Millionen DM und werden aus den Rücklagen 
des Bundes finanziert, die bei der Deutschen Bundesbank aus 
dem Aufkommen des Stabilitätszuschlags und der Stabilitäts- 
anleihe gebildet wurden. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Bericht des Abgeordneten Schröder (Lüneburg) 


Der Haushaltsausschuß hat den Antrag der Bun- 
desregierung — Drucksache 7/2978 — , der ihm am 
13. Dezember 1974 federführend überwiesen worden 
ist, am 18. Dezember 1974 abschließend beraten. Er 
hat dabei einige grundlegende Erörterungen aus 
haushaltsrechtlicher Sicht vorgenommen: 

1. Im Ausgabebewilligungsverfahren nach § 6 Abs. 2 
des Stabilitätsgesetzes dürften zur Konjunktur- 
belebung zusätzliche Mittel nur für im Finanzplan 
vorgesehene Zwecke verwandt werden, über- 
dies müsse es sich um Ausgaben für Investitio- 
nen handeln. Der z. B. für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen vorgesehene Betrag von 600 Millio- 
nen DM sei nicht für investive Ausgaben be- 
stimmt und nicht im geltenden Finanzplan vorge- 
sehen. Es ist deshalb unzulässig, derartige nicht- 
investive Ausgaben in ein Sonderprogramm nach 
dem Stabilitätsgesetz aufzunehmen. 

2. Nach der Begründung des Antrags soll die Finan- 
zierung aus dem Aufkommen des Stabilitätszu- 
schlags und der Stabilitätsanleihe erfolgen. Dazu 
wurde angemerkt: Nach dem Stabilitätsgesetz 
dürften konjunkturstützende Ausgaben nur inso- 
weit geleistet werden, als Einnahmen aus der 
Konjunkturausgleichsrücklage oder aus Kredi- 
ten „vorhanden" sind. Die Rücklage aus der 
Stabilitätsanleihe stehe in diesen Fällen zur 
Finanzierung von Ausgaben nicht zur Verfügung. 
Nach § 2 Abs. 3 des Haushaltsgesetzes 1973 sei 
der Verwendungszweck der Stabilitätsanleihe 
auf die „Abschöpfung von Liquidität und Kauf- 
kraft" beschränkt. Diese Beschränkung des Ver- 
wendungszweckes sei bisher nicht aufgehoben. 

3. Zu der im Eingangsvermerk zu Kapitel 60 02 
Titel 971 01 aufgeführten Ermächtigungen des 
Bundesministers der Finanzen und des Bundes- 
ministers für Wirtschaft zur Umschichtung der 
angegebenen Ansätze wurde bemerkt, daß eine 
solche nicht durch das Stabilitätsgesetz gedeckt 
ist, die Etathoheit des Parlaments vielmehr in un- 
erträglicher Weise beschränkt wird. 

4. Wenn auf dem Gebiet der technologischen For- 
schung und Entwicklung Investitionen für die 
Fernwärmeschiene Ruhr vorgesehen seien, 


müßten auch Mittel für die Fernwärmeschiene 
Saar bereitgestellt werden, da bislang Ruhr und 
Saar immer gleich behandelt worden seien. 

Hierzu hat die Bundesregierung wie folgt Stellung 

genommen: 

1. Die einschränkende Auslegung, wonach zur 
Konjunkturbelebung nur Ausgaben für Investi- 
tionen getätigt werden dürfen, sei nach Meinung 
der Bundesregierung nicht zutreffend. Vielmehr 
seien auch bestimmte konsumtive Ausgaben, die 
der Konjunkturbelebung dienten, zulässig. Diese 
Auffassung werde durch Artikel 115 GG gestützt, 
in dem gerade für den Rezessionsfall die grund- 
sätzliche Bindung der Höhe der Kreditaufnahme 
an die Höhe der Investitionsausgaben aufgeho- 
ben werde. Die Aufnahme arbeitsmarktpoliti- 
scher Maßnahmen in das Sonderprogramm sei 
deshalb durchaus zulässig. 

2. Die Voraussetzungen des Stabilitätsgesetzes für 
die Auflösung der Konjunkturausgleichsrücklage 
seien erfüllt. Auch die Rücklagen aus der Stabili- 
tätsanleihe dürften zur Finanzierung verwandt 
werden. Zwar sei es richtig, daß nach § 2 Abs. 3 
des Haushaltsgesetzes 1973 der Verwendungs- 
zweck dieser Anleihe auf die Abschöpfung von 
Liquidität und Kaufkraft beschränkt sei. Wenn 
es jedoch das Stabilitätsgesetz ermögliche, zur 
Konjunkturbelebung Kredite aufzunehmen, dann 
müsse es erst recht zulässig sein, bereits aufge- 
nommene Mittel zu diesem Zweck zu verwen- 
den, 

3. Umschichtungen sollen nur vorgenommen wer- 
den, soweit die konjunkturelle Zielsetzung dies 
erfordere. Die vorherige Einschaltung des Haus- 
haltsausschusses hierbei wird zugesagt. 

4. Die Fernwärmeschiene Saar müßte im Rahmen 
des Haushalts 1975 berücksichtigt werden. Sie 
war im Augenblick der Aufstellung des Sonder- 
programms der Bundesregierung nicht bekannt 
gewesen. 

Der Haushaltsausschuß hat sich mit Mehrheit dem 

Antrag — Drucksache 7/2978 — angeschlossen. 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Antrag der Bundesregierung — Drucksache 7/2978 — nach § 8 des Gesetzes 
zur Förderung der Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft zuzustimmen, 

Bonn, den 18. Dezember 1974 

Der Haushaltsausschuß 

Leicht Schröder (Lüneburg) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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